Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 727 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 993) wird wie folgt geändert: 

§ 48 erhält folgende Fassung: 

„§ 48 

(1) Die Bezüge der am 1. April 1957 vorhandenen 
Versorgungsempfänger, die der Bund oder eine 
bundesunmittelbare Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu tragen hat, sind 
nach folgenden Vorschriften neu festzusetzen: 

1. Versorgungsempfänger, bei denen der Ver- 
sorgungsfall nach dem 30. Juni 1957 ein- 
getreten ist, erhalten an Stelle der bisheri- 
* gen Versorgungsbezüge die Versorgungs- 

bezüge, die sich ergeben hätten, wenn der 
Beamte bei Eintritt des Versorgungsfalles 
unter Berücksichtigung der von diesem 
Zeitpunkt an eingetretenen Änderungen 
des Besoldungsgesetzes nach Maßgabe der 
Anlage IV in die entsprechenden Besol- 
dungsgruppen dieses Gesetzes übergeleitet 
worden wäre. Der Bundesminister des In- 
nern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen wird ermächtigt, so- 
fern die Besoldungsordnungen dieses Ge- 
setzes keine Besoldungsgruppen enthalten, 
die denen des Besoldungsgesetzes vom 
16. Dezember 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) 

‘ entsprechen, die Versorgungsempfänger 
vergleichbaren Besoldungsgruppen zuzu- 
teilen. 

a) Lag der Berechnung der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge ein Endgrund- 
gehalt oder ein festes Grundgehalt zu- 


grunde, so ist neues Grundgehalt das 
Endgrundgehalt bzw. das feste Grund- 
gehalt der für die Versorgungsempfän- 
ger nach der Überleitungsübersicht 
maßgebenden Besoldungsgruppe. 

b) Lag der Berechnung der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge ein Endgrundgehalt 
bzw. ein festes Grundgehalt nicht zu- 
grunde, so ist das neue Grundgehalt 
nach den für die aktiven Beamten gel- 
tenden Überleitungsvorschriften (§ 37) 
zu errechnen. Die Vorschriften über die 
Neufestsetzung des Besoldungsdienst- 
alters für die aktiven Beamten finden 
auf die Versorgungsempfänger An- 
wendung. 

c) Für die Berechnung der Übergangsge- 
hälter nach § 37 des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen in der Fassung vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1296) finden die Buchstaben a und b 
Anwendung. 

d) Bei den Übergangsbezügen nach § 52a 
des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen tritt 
an die Stelle der am 31. März 1957 zu- 
stehenden Erhöhung eine Erhöhung 
um 65 vom Hundert; das gilt auch für 
laufende Unterstützungen für dienst- 
unfähige Arbeiter und Angestellte ehe- 
maliger Heeres- und Marinebetriebe 
und der ehemaligen Reichsdruckerei 
nach den dafür ergangenen Bestim- 
mungen. 

e) Buchstaben a bis d gelten auch für Vor- 
schußzahlungen nach § 61 Abs. 4 des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsver- 
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hältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen. 

2. Für die Versorgungsemp länger, bei denen 
der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1937 
eingetreten ist, ist neues Grundgehalt der 
Monatsbetrag des Grundgehalts einschließ- 
lidi der ruhegehaltfähigen Zulage, das der 
Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge am 31. März 1957 zugrunde zu 
legen war, erhöht 

a) um 65 vom Hundert, wenn es ein End- 
grundgehalt oder ein festes Grund- 
gehalt war, 

b) um 80 vom Hundert, wenn es das 
Grundgehalt der 1. bis 3. Dienstalters- 
stufe der Eingangsbesoldungsgruppe 
einer Laufbahngruppe war, 

c) um 75 vom Hundert in den übrigen 
Fällen 


und um den besonderen Zuschlag, der nach 
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 
6. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 993) 
zu zahlen war oder zu zahlen gewesen 
wäre, wenn das Beamtenverhältnis erst 
nach dem 1. Oktober 1951 geendet hätte. 
Das nach Buchstabe c ermittelte neue 
Grundgehalt darf das nach Buchstabe a er- 
rechnete neue Grundgehalt der gleichen 
Besoldungsgruppe nicht übersteigen. 

3. Liegt der Berechnung der Versorgungsbe- 
züge ein Grundgehalt nicht zugrunde, 
so tritt an die Stelle der Zulagen, die am 
31. März zustanden, eine Zulage von 
65 vom Hundert. 


4. An die Stelle der bisherigen Tarifklassen 
des Wohnungsgeldzuschusses treten die 
Tarifklassen des Ortszuschlages nach fol- 
gender Übersicht: 


Wohnungsgeld- 

zuschuß 

Tarifklasse 


Ortszuschlag 

Tarifklasse 


I la 

II Ib 

III II 

IV .III 

V, VI, VII IV 


Bemessen sich die Versorgungsbezüge 
nach einer Besoldungsgruppe, in der für 
das Anfangsgrundgehalt und das End- 
grundgehalt nicht die gleiche Tarifklasse 
des Wohnungsgeldzuschusses bestimmt 
war, so richtet sich die Zuteilung zu der 
neuen Tarifklasse nach der für das End- 
grundgehalt bestimmten höheren Tarif- 
klasse. 

(2) Bei der Ermittlung des neuen Grundgehalts 
für Beamte des Zollgrenzdienstes, die als Zollgrenz- 
assistenten vor dem 1. April 1957 gestorben oder in 
den Ruhestand getreten sind, ist von dem Grund- 
gehalt der bisherigen Besoldungsgruppe A 8 a aus- 
zugehen. 

(3) Absätze 1 bis 4 gelten auch, wenn Einrich- 
tungen nach § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen zur Versorgung ver- 
pflichtet sind, 

(4) Personen, die Ansprüche der in den Absätzen 
1 und 3 bezeichneten Art nach dem 1. April 1957 
erwerben, aber nach dem 31. März 1957 weder zu 
dem Personenkreis des § 1 gehören noch als Be- 
amte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gestan- 
den haben oder nebenbei beschäftigt worden sind, 
stehen den am 1. April 1957 vorhandenen Versor- 
gungsempfängern gleich." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1957 in Kraft. 


Bonn, den 11. Dezember 1958 


Kühn (Bonn) 

Dr. Mende und Fraktion 
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